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Freie Hansestadt Bremen 

Der Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen 

21.12.2018 

 
Richtlinie zur Erstattung der Fahrgeldausfälle im Nahverkehr 

nach §§ 231, 233 SGB IX  
 
Der Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen verfügt, dass bei der Erstattung der 
Fahrgeldausfälle im Nahverkehr nach §§ 231, 233 SGB IX die folgende Verwaltungs-
vorschrift anzuwenden ist: 
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1. Allgemeine Voraussetzungen und Erstattungsarten 
  
1.1 Anspruchsgrundlage 
  
 Die Fahrgeldausfälle werden auf Antrag gemäß § 233 Abs. 1 SGB IX aufgrund des 

jährlich bekannt gegebenen Prozentsatzes nach § 231  Abs. 1 und 4 SGB IX (Pau-
schalregelung) oder aufgrund eines Nachweises nach § 231  Abs. 5 SGB IX (Indivi-
dualregelung) erstattet. 

  
1.2 Anspruchsvoraussetzung 
  
 Voraussetzung für die Erstattung ist, dass der Unternehmer während des Erstat-

tungszeitraums (jeweils ein Kalenderjahr) aufgrund der Verpflichtung nach § 228  
Abs. 1 und 6 SGB IX und Artikel 2 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über die unentgeltli-
che Beförderung Schwerbehinderter im öffentlichen Personennahverkehr (Un-
BefG)1, die nach § 228 Abs. 1 SGB IX berechtigten Personen unentgeltlich befördert 
hat. Dies gilt ggf. auch für die gem. § 228 Abs. 6 Nrn. 1 und 2 unentgeltlich zu be-
fördernden Begleitpersonen, Tiere und Gegenstände. Der Unternehmer hat nach-
zuweisen, in welcher Höhe er Fahrgeldeinnahmen erzielt hat und dass diese Fahr-
geldeinnahmen aus einem Verkehr stammen, der Nahverkehr ist. 

  
1.3 1.3 Arten der Erstattung  
  

 a) Pauschalerstattung 
  
 Bei der Erstattung nach § 231  Abs. 4 SGB IX (Pauschalregelung) werden die Fahr-

geldausfälle auf Antrag nach dem jeweils für ein Jahr bekannt gemachten Prozent-
satz der von den Unternehmern nachgewiesenen Fahrgeldeinnahmen im Nahver-
kehr erstattet. 

  
 b) Individualerstattung  

  
 Weist ein Unternehmer durch Verkehrszählung nach, dass das Verhältnis der nach 

§ 228  Abs. 1 und 6 SGB IX unentgeltlich beförderten Fahrgäste und der sonstigen 
Fahrgäste den nach § 231 Absatz 4 SGB IX festgesetzten Prozentsatz um mindes-
tens ein Drittel übersteigt, wird neben dem Betrag, der sich nach dem zur Pauscha-
lerstattung festgesetzten Prozentsatz ergibt, zusätzlich noch der Anteil erstattet, der 
über dem Drittel liegt, um den der zur Pauschalerstattung festgesetzte Prozentsatz 
überschritten wird (231 Abs. 5 SGB IX). 

  
 Die gesetzlich geforderte (§ 231 Abs. 1 SGB IX) Verkehrszählung (Erhebung) wird 

als Nachweis anerkannt, wenn sie in Form einer „eingeschränkten Vollerhebung“ 
oder als „Stichprobenerhebung“ nach den Vorgaben  dieser Richtlinie durchgeführt 
worden ist. 

  
2. Antrag 
  
2.1 Erstattungsbehörde, Unternehmer, Antragsbefugnis 
  
 Der Antrag auf Erstattung der Fahrgeldausfälle im Nahverkehr ist in doppelter Aus-

fertigung beim Amt für Versorgung und Integration Bremen, AVIB (Erstattungsbehör-
de), zu stellen, soweit nicht gemäß § 233 Abs. 1 Satz 3 SGB IX das Bundesverwal-
tungsamt zuständig ist.  

  
 Die Erstattungsbehörde gibt  Form und inhaltliche Anforderungen  des Antrags so-

wie der beizufügenden Unterlagen vor.  
  
 Die jeweils aktuellen Antragsunterlagen sowie diese Richtlinie in der aktuellen Fas-

sung veröffentlicht die  Erstattungsbehörde auf ihrer Internetseite. 
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 Die Erstattungsbehörde stellt auf ihrer Internetseite insbesondere folgende Unterla-

gen zur verbindlichen Nutzung zur Verfügung: 
 

- Antragsformular 
 

- „Nachweis  A“ (Formblatt zur Darstellung eines Linienverzeichnisses) 
 

- „Nachweis B“ (Formblatt zur Darstellung der Zusammensetzung der geltend 
gemachten Fahrgeldeinnahmen) 

 
- Bekanntmachung der Zähltermine 

�

- Informationsblatt für das Zählpersonal 
�

- Zählprotokoll 
  
 Antragsbefugt ist grundsätzlich der Verkehrsunternehmer i. S. des § 3 Abs. 2 des 

Personenbeförderungsgesetzes (PBefG). Für den Schienenpersonennahverkehr 
(SPNV) gilt als Unternehmer der Besitzer einer Genehmigung als Eisenbahnver-
kehrsunternehmen gemäß § 6 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG). 

  
 Bei einem von mehreren Unternehmern gebildeten zusammenhängenden Liniennetz 

mit einheitlichen oder verbundenen Beförderungsentgelten können die Anträge auch 
von einer Gemeinschaftseinrichtung dieser Unternehmer für ihre Mitglieder gestellt 
werden. Die Befugnis zum Tätigwerden für das Mitglied ist durch eine schriftliche 
Vollmacht nachzuweisen. 

  
2.2 Landesgrenzen überschreitender Personennahverkehr 
  
 Bezieht sich der Antrag auf Personennahverkehr, der die Landesgrenze überschrei-

tet, unterrichtet die Erstattungsbehörde die  zuständige Behörde des betreffenden 
Bundeslandes.  
 
Die Verantwortung des Unternehmers, bei der zuständigen Erstattungsbehörde des 
anderen Bundeslandes bezüglich des dortigen Streckenanteils einen eigenen An-
trag innerhalb der Ausschlussfrist des § 233 Abs. 1 Satz 3 SGB IX zu stellen, bleibt 
davon unberührt. 

  
 Werden Ländergrenzen durch den Personennahverkehr überschritten, richtet sich 

die Aufteilung der Fahrgeldeinnahmen nach den tatsächlich nachweisbaren Fahr-
geldeinnahmen im jeweiligen Bundesland. Ist dem Unternehmer ein solcher Nach-
weis nicht möglich, kann die Aufteilung der Fahrgeldeinnahmen nach Wagenkilome-
tern in den einzelnen Bundesländern erfolgen. Alle dazu erforderlichen Unterlagen 
müssen vom Unternehmer vorgelegt werden. 

  
 Die Erstattung der Fahrgeldausfälle bezieht sich nur auf den deutschen Streckenan-

teil der Beförderung nach der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über gemeinsame Regeln für den 
Zugang zum grenzüberschreitenden Personenkraftverkehrsmarkt und zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 561/2006. 

  
2.3 Fahrgeldeinnahmen 
  
 Der Unternehmer hat seine Fahrgeldeinnahmen im Nahverkehr unabhängig von der 

Art des Erstattungsverfahrens im Antrag nachprüfbar darzustellen.  
  
2.3.1 Bestimmung des Begriffs “Fahrgeldeinnahmen” 
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 Fahrgeldeinnahmen im Sinne des § 231 SGB IX sind alle Erträge aus dem Fahrkar-
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tenverkauf zum genehmigten Beförderungsentgelt.  
 
Sie umfassen auch erhöhte Beförderungsentgelte, Erträge aus der Beförderung von 
Handgepäck, Krankenfahrstühlen, sonstigen orthopädischen Hilfsmitteln und Tieren 
sowie Zahlungen für Schülerfahrausweise in Form von Berechtigungsabschnitten. 

 
Werden in einem von mehreren Unternehmen gebildeten zusammenhängenden 
Liniennetz mit einheitlichen oder verbundenen Beförderungsentgelten die Erträge 
aus dem Fahrkartenverkauf zusammengefasst und dem einzelnen Unternehmer 
anteilmäßig nach einem vereinbarten Verteilungsschlüssel zugewiesen, so zählt der 
zugewiesene Anteil zu den Fahrgeldeinnahmen (Ertrag im Sinne des § 231 Abs. 2 
SGB IX). 

  
 Keine Fahrgeldeinnahmen i. S. des § 231 Abs. 2 SGB IX und dieser Richtlinie sind 

insbesondere: 
  

 a) Globalsubventionen und Zuschüsse aus öffentlichen Kassen, die nicht um-
satzsteuerpflichtig sind, 

  
 b) Verlusteinnahmen oder ähnliche Ausgleichszahlungen aufgrund des § 45 a 

PBefG für die vergünstigte Beförderung von Personen mit Zeitfahrausweisen 
im Ausbildungsverkehr, 

  
 c) sonstige leistungsbezogene Zahlungen, z. B. Ausgleich für unterlassene Ta-

riferhöhungen, Ausgleichsleistungen für Mindereinnahmen als Folge von Ko-
operationen für die Einrichtung oder Unterhaltung bestimmter Betriebsleis-
tungen — für verbundbedingte Mindererlöse — oder für die Durchführung ta-
riflicher Sonderangebote (Durchtarifierungs- und Harmonisierungsverluste), 
Zahlungen Dritter für Schüler, Studenten, Auszubildende und Lehrlinge sowie 
Zuschläge im Bedarfsverkehr, sofern sie von allen Fahrgästen erhoben wer-
den, 

  
 d) Erstattungsbeträge für Fahrgeldausfälle aufgrund der Verpflichtung zur un-

entgeltlichen Beförderung von schwerbehinderten Menschen nach den §§ 
228 ff. SGB IX und Artikel 2 Abs. 1 und 2 UnBefG, 

  
 e) Fahrgeldeinnahmen aus Linienverkehren mit Kraftfahrzeugen gemäß § 42 

PBefG, die kein Nahverkehr i. S. des § 230 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX oder diesem 
nicht gleich zu achten sind; tarifliche Abgeltung für solche Verkehre, 

  
 f) Einnahmen aus Sonderlinienverkehren nach § 43 PBefG (Schülerfahrten, Be-

rufsverkehr, Marktverkehr und Beförderung von Theaterbesuchern), bei de-
nen gemäß § 45 Abs. 3 PBefG auf die Einhaltung der Vorschriften über die 
Beförderungsentgelte und -bedingungen ganz oder teilweise verzichtet wur-
de, 

  
 g) fiktive Einnahmen aus der vergünstigten bzw. unentgeltlichen Abgabe von 

Mitarbeiter- und Rentnertickets, 
  
 h) Einnahmen aus Personenbeförderungen gemäß § 46 PBefG (z. B. Ausflugs-

fahrten) und Sonderfahrten mit Straßenbahnen, Einnahmen aus Fahrten, die 
gemäß §§ 46 - 49 PBefG Gelegenheitsverkehre sind 

  
 i) Einnahmen nach der Verordnung über die Befreiung bestimmter Beförde-

rungsfälle von den Vorschriften des Personenbeförderungsgesetzes (Frei-
stellungsverordnung), 

  
 j) sonstige Einnahmen aus Zeitungs- und Postgutbeförderungen, aus dem 

Transport von Fahrrädern u. Ä., 
  
 k) Erlöse aus dem Verkauf von Fahrplänen und Zubehör, 
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 l) Wagenreinigungsgebühren (z. B. Schadensersatzleistungen an die Verkehrs-
unternehmen infolge von unverhältnismäßiger Beanspruchung der Einrich-
tungsgegenstände des Verkehrsmittels, Vandalismus u. Ä.), 

  
 m) Fundsachenerlöse, 
  
 n) Einnahmen aus der Vermietung von Reklameflächen, 
  
 o) Erlöse aus der Beförderung von Fahrzeugen (z. B. bei Fähren) und Frachten, 
  
 p) noch nicht geleistete bzw. uneinbringliche Beförderungsentgelte, 
  
 q) Verlusteinnahmen oder ähnliche Ausgleichszahlungen für die vergünstigte 

Beförderung von Personen mit Zeitfahrausweisen im Ausbildungsverkehr, 
  
 r) Zahlungen für Rentner und andere bevorzugte Personengruppen, 
  
 s) abzuführende Ausgleichsbeträge für bundeseigene Verkehrsunternehmen, 
  
 t) fiktive Einnahmen für kostenlose Fahrscheine an Besucher, politische Man-

datsträger sowie aus Kulanzgründen und zu Werbezwecken (und ggf. weite-
re), aus in Verlust geratenen Fahrscheinen und aus Umsatzerlösen von Ra-
battierungen, 

  
 u) abzuführende Fahrgeldeinnahmen im Rahmen der kommunalen Einnahme-

aufteilung sowie enthaltene Einnahmeanteile, die wegen der Verteilung von 
Fahrgeldeinnahmen zwischen Verkehrsunternehmen aus bilateralen Verträ-
gen abzuführen sind, 

  
 v) Einnahmen aus dem Verkauf von Zusatzwertmarken 1. Klasse bei Zeitfahr-

ausweisen und Einnahmenanteile für die 1. Klasse-Nutzung bei Zeitfahr-
ausweisen, 

  
 w) Einnahmenanteile für 1. Klasse-Nutzung und Fahrradmitnahme aus dem 

Verkauf von Zusatztickets im Einzelverkauf und mit Mehrfachnutzung (der 
Anteil muss mit der Genehmigungsbehörde abgestimmt werden), 

  
 x) Bearbeitungsgebühren jeder Art;  Provisionen für Fahrkartenverkäufe; der 

erstattete Aufwand aus dem Beitreiben von Mahnverfahren und Inkasso, 
  
 y) der Ansatz einer nicht entrichteten Steuer (Umsatzsteuer) auf erhöhtes Be-

förderungsentgelt), Einnahmen aus Kombitickets, soweit der Anteil der frei-
fahrtberechtigten schwerbehinderten Menschen bei der Fahr-
kostenkalkulation nicht kostenmindernd berücksichtigt wurde, sowie die Ein-
nahmenbestandteile, die über den Fahrgeldanteil hin-ausgehen (Eintrittsgel-
der). 

  
2.3.2 Nachweis der Fahrgeldeinnahmen 
  
 Der Unternehmer hat seine Fahrgeldeinnahmen im Nahverkehr unabhängig von der 

Art des Erstattungsverfahrens getrennt nach den Kategorien der Einnahmen nach-
prüfbar darzustellen.  

  
 Über die Zusammensetzung der geltend gemachten Fahrgeldeinnahmen ist ein 

ergänzender Nachweis beizubringen. Zu diesem Zweck ist ein Formblatt zu verwen-
den, dass die Erstattungsbehörde auf ihrer Internetseite zur verbindlichen Nutzung 
zur Verfügung stellt.  

  
2.3.3 Testat über die Höhe der Fahrgeldeinnahmen 
  
 Die Höhe der Fahrgeldeinnahmen ist unabhängig von der Art des Erstattungsverfah-

rens durch die Prüfung einer Abschlussprüferin oder eines Abschlussprüfers nach  
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§ 319 Handelsgesetzbuch (HGB) zu bestätigen.  
  
 Der Prüfvermerk muss die Erklärung beinhalten, dass die im Erstattungsantrag ge-

nannten Fahrgeldeinnahmen i. S. des § 231 Abs. 2 SGB IX ausschließlich aus dem 
in § 230 Abs. 1 SGB IX als Nahverkehr definierten Personenverkehr erzielt, die Vor-
gaben dieser Richtlinie beachtet und insbesondere keine nach dieser Richtlinie aus-
geschlossenen Einnahmen berücksichtigt worden sind (“Testat”). 

  
 Soweit Einnahmen im Rahmen eines Verkehrsverbundes erzielt werden, ist auch 

die Mitteilung des Verbundes über die Zuweisung von Verbundeinnahmen an das 
Verkehrsunternehmen (Jahresendergebnis) vorzulegen. 

  
 Bei Einnahmen, deren Zuordnung sich nicht ohne weiteres erschließt, insbesondere 

auch bei Zahlungen der öffentlichen Hand, ist die Zuordnung zu den Fahrgeldein-
nahmen gesondert zu begründen. 

  
 Die Verpflichtung, den Prüfvermerk durch eine Abschlussprüferin oder einen Ab-

schlussprüfer nach § 319 HGB erstellen zu lassen, trifft ausschließlich Antragsteller, 
deren Unternehmen als Kapitalgesellschaft, die nicht als kleine Kapitalgesellschaft i. 
S. des § 267 Abs. 1 HGB gilt, organisiert ist oder als bestimmte offene Handels- und 
Kommanditgesellschaft i. S. des § 264 a Abs. 1 HGB geführt wird. 

  
 Die übrigen Unternehmer können anstelle des Prüfvermerks eine entsprechende 

Erklärung einer oder eines Angehörigen der steuerberatenden Berufe vorlegen. 
  
2.3.4 Linienverzeichnis 
  
 Dem Antrag ist für den jeweiligen Abrechnungszeitraum ein aktualisiertes, aussa-

gekräftiges, einheitliches und vollständiges Verzeichnis über sämtliche Linien beizu-
fügen, die gemäß § 230 Abs. 1 SGB IX beim Nachweis zu beachten sind; sie müs-
sen der Erstattungsbehörde eine eindeutige Zuordnung von Erstattungsansprüchen 
zu einem Verkehrsunternehmen ermöglichen. 
 
Im Linienverzeichnis sind zu benennen: 

- Liniennummern,  
- Streckenlänge,  
- Ausgangs- und Endpunkt,  
- Taktung,    
- Linienwege.  

 
Der Unternehmer hat  zu diesem Zweck ein von der Erstattungsbehörde vorgege-
benes Formblatt  zu verwenden, das diese auf ihrer Internetseite zur verbindlichen 
Nutzung zur Verfügung stellt.  

  
2.4 Antragsfrist 
  
 Der Antrag ist im Rahmen der Ausschlussfrist des § 233 Abs. 1 Satz 3 SGB IX zu 

stellen; maßgeblich ist der Tag des Antragseingangs bei der Erstattungsbehörde. 
  
3. Individualerstattung 
  
3.1 Nachweis 
  
 Wird eine Individualerstattung beantragt, ist der Unternehmer verpflichtet, alle 

Nachweise vorzulegen, die den Prozentsatz begründen, der dem Antrag zugrunde 
gelegt wird. Dazu zählen insbesondere Prüfprotokolle und ein testierter Prüfbericht.   

  
3.1.1 Anzeigepflicht 
  
 Wird eine Individualerstattung gemäß § 231  Abs. 5 SGB IX angestrebt, so hat 

der Unternehmer die beabsichtigte Verkehrszählung der Erstattungsbehörde vor-
ab, und zwar spätestens bis zum 31. Januar des betreffenden Jahres anzuzei-



�

�

�

.��

gen.  
 
Dabei sind anzugeben 

- das Erhebungsverfahren,  
- die Erhebungszeiträume und  
- das mit Prüfbericht und Testat beauftragte Ingenieurbüro oder Institut .  

 
Der Unternehmer hat zu bestätigen, dass das beauftragte Ingenieurbüro oder 
Institut bereits in der Planungsphase, insbesondere bei der Auswahl des Erhe-
bungsverfahrens und der zu zählenden Fahrten, verantwortlich beteiligt wird. 

  
3.1.2 Stichprobenpläne 
  
 Der Erstattungsbehörde ist unaufgefordert spätestens zwei Wochen vor Beginn der 

jeweiligen Erhebungsperiode eine Auflistung vorzulegen über 
  

 - alle Linienfahrten, geordnet nach Linie, Richtung, Wochentag und Tages-
stunde (einschließlich aller Verstärker-, Einsatz- und Einlagefahrten sowie 
aller vorgesehenen Fahrten des Bedarfsverkehrs), 

  
 - die in Abstimmung mit dem testierenden Ingenieurbüro oder Institut gemäß 

den Vorgaben der Richtlinie ausgewählten Erhebungsfahrten mit Angabe 
des Erhebungsdatums und der Anzahl an Zählkräften, geordnet nach Linie, 
Richtung, Wochentag und Tagesstunde.  

  
3.1.3 Nachweisgebiet, Linien 
  
 Erhebungen sind nur auf den Fahrten und Fahrtabschnitten durchzuführen, auf de-

nen dem Unternehmer die Fahrgeldeinnahmen im Nahverkehr zustehen (nach-
weispflichtige Fahrten innerhalb des Nachweisgebietes). 

  
 Diese Fahrten sind im Regelfall bestehenden Linien zugeordnet. Ist dies nicht der 

Fall, so sind, sofern vom Fahrverlauf her möglich, die Fahrten bestehenden Linien 
zuzuordnen bzw. andernfalls in neu einzurichtenden gesonderten Linien zusam-
menzufassen. 

  
 In Sonderfällen (z.B. Flügeln, Stärken und Schwächen) sind aus den Fahrten einer 

Linie gesonderte Linien zu bilden (Linienteilung). 
 
Gemeinschaftslinien sind entsprechend der Vereinbarungen der Kooperations-
partner für die Einnahmenaufteilung in die Erhebung einzubeziehen. 
 
Auf den Fahrten, die gemäß §§ 46 - 49 PBefG Gelegenheitsverkehre sind, sind 
keine Erhebungen durchzuführen. 
 

  
 Nachweislinien i. S. dieser Richtlinie sind die konzessionierten Linien des Nahver-

kehrs gemäß § 230  Abs. 1 SGB IX, bzw. die ggf. nach den Vorgaben dieser Richtli-
nie  neu zu bildenden Erhebungslinien. 

  
3.1.4 Besondere Verkehrsangebote und Fahrtenzuordnung 
  
3.1.4.1 Verstärker-, Einsatz- und Einlagefahrten 
  
 Verstärkerfahrten im Sinne dieser Richtlinie sind alle Fahrten, die zur Verstärkung 

der im Fahrplan veröffentlichten Fahrten einer Linie zusätzlich durchgeführt werden 
und sämtlichen Fahrgästen offen stehen. Die Verstärkerfahrten sind der Linie zuzu-
ordnen, für die sie· durchgeführt werden (=Stammlinie). 
 
Alle Fahrten, die hinsichtlich ihres Fahrweges keiner Linie zugeordnet werden kön-
nen (zum Beispiel Einsatz - oder Einlagefahrten) oder die erfahrungsgemäß nur von 
bestimmten Personengruppen genutzt werden, werden in einer neu zu bildenden 
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gesonderten Linie zusammengefasst. 
 

  
3.1.4.2 Unterschiedliche Fahrwege (gespaltene Linienverläufe) 
  
 Bei Linien mit unterschiedlichen Fahrwegen sind einzelne Fahrwege dann als eigen-

ständige Linie anzusehen, wenn sich das Fahrgastaufkommen auf diesen Fahrwe-
gen vom Fahrgastaufkommen auf anderen Fahrwegen dieser Linie nennenswert 
unterscheidet. 

  
 Soll auf einer Linie mit gespaltenen Linienverläufen eine Querschnittserhebung 

durchgeführt werden, so  sind die Vorgaben dieser Richtlinie über die eingeschränk-
te Zulässigkeit der Querschnittserhebung zu berücksichtigen.  

  
3.1.4.3 Ausgelagerte Fahrtabschnitte 
  
 Fahrten einer Linie, die in einem mittleren Fahrtabschnitt ausschließlich im Fahrplan 

einer anderen Linie dargestellt sind, sind zur Erhebung und Auswertung so zusam-
menzuführen, dass eine vollständige durchgehende Fahrt entsteht. Anschließend ist 
die Anwendung von Nummer 3.1.4.2 zu prüfen. 

  
3.1.4.4 Bedarfsverkehr 
  
 Für Fahrten im Bedarfsverkehr (z. B. Fahrten mit Rufbussen und Anrufsammeltaxis) 

ist — sofern sie für die Erstattung zu berücksichtigen sind — das Verfahren der 
eingeschränkten Vollerhebung oder der Linienerhebung anzuwenden. 

  
 Werden unter einer Linienbezeichnung Fahrten im Bedarfsverkehr gemeinsam mit 

Fahrten im Regelverkehr durchgeführt, so sind die Fahrten im Bedarfsverkehr aus 
dieser Linie herauszunehmen und in einer gesonderten Linie nur Fahrten im Be-
darfsverkehr zusammenzufassen. Wird als Erhebungsverfahren die Linienerhebung 
gewählt, so ist für die Fahrten, die zum vorgesehenen Erhebungszeitraum nicht 
angefordert werden, die Zahl der Fahrgäste mit Null anzugeben. 

  
3.1.4.5 Linien, deren Fahrten unterschiedlichen Betriebszweigen zugeordnet sind 
  
 Aus einer Linie, deren Fahrten teilweise mit schienengebundenen Fahrzeugen 

und/oder Wasserfahrzeugen und teilweise mit Kraftfahrzeugen durchgeführt wer-
den, sind die Fahrten mit Kraftfahrzeugen herauszunehmen und in einer gesonder-
ten Linie zusammenzufassen. Die gesonderte Linie ist in Erhebung und Hochrech-
nung als eigenständige Linie zu behandeln. 

  
3.1.5 Testat und Prüfbericht für Erhebungsverfahren 
  
 Zum Nachweis i. S. des § 231  Abs. 5 SGB IX gehört ein Prüfbericht mit Testat eines 

Ingenieurbüros oder Instituts mit nachweislich einschlägiger Fachkenntnis auf dem 
Gebiet der Erhebung von Fahrgastzahlen, das bestätigt, dass sowohl die Planung 
und Durchführung der Verkehrszählung als auch die Berechnung des Prozentsat-
zes in korrekter Anwendung dieser Richtlinie vollzogen wurden. Der Testierende, der 
vom Unternehmer nachweislich bereits bei der Planung der Erhebung einbezogen 
worden sein muss, hat seine einschlägige Erfahrung auf dem Gebiet der Erhebung 
von Fahrgastzahlen darzulegen. Prüfbericht und Testat dürfen nicht von dem mit 
der Durchführung der Erhebung beauftragten Institut erstellt werden. 

  
 Hat eine Eingeschränkte Vollerhebung stattgefunden, kann die Erstattungsbehörde 

auf Antrag auf die Vorlage eines Testates verzichten, wenn die notwendigen Kosten 
in keinem angemessenen Verhältnis zu dem zu erwartenden Erstattungsbetrag 
stehen. Diese Voraussetzung kann als erfüllt angesehen werden, wenn die voraus-
sichtlichen Kosten des Testats 10 v. H. des zuletzt für ein Jahr festgesetzten Erstat-
tungsbetrages übersteigen oder wenn dieser unterhalb von Euro 15.000,-  lag. Mit 
seinem Antrag auf Testatverzicht hat der Unternehmer der Erstattungsbehörde zum 
Nachweis der Unverhältnismäßigkeit der Kosten für das Testat zwei Kostenvoran-
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schläge von verschiedenen Ingenieurbüros oder Instituten vorzulegen, die zur Er-
stellung eines Testats befugt sind. 
 

Verzichtet die Erstattungsbehörde auf ein Testat, ist ein den Anforderungen dieser 
Richtlinie im Übrigen entsprechender Prüfbericht vom Unternehmer selbst zu erstel-
len.  

  
 Ein Prüfbericht muss neben der Ergebnismitteilung insbesondere auch Aussagen 

enthalten über 
  
 - die Erhebungstage (Datumsangaben), 
  
 - die Vollständigkeit der erfassten Linien (ggf. auch zu dem  Erfordernis der Li-

nienteilung nach den Vorgaben dieser Richtlinie bei unterschiedlichen 
Fahrwegen), 

  
 - das auf den einzelnen Linien angewandte Erhebungsverfahren, 
  
 - das eingesetzte Zählpersonal,  
  
 - die Fahrtenauswahl (auf die Nutzung von Ausnahmemöglichkeiten bei der 

Fahrtenauswahl nach dieser Richtlinie ist besonders hinzuweisen), 
  
 - die Einhaltung des minimalen Erhebungsumfanges und ggf. Korrekturmaß-

nahmen bei dessen Unterschreitung, 
  
 - die vom Gutachter durchgeführten Plausibilitätsprüfungen, 
  
 - das zur Hochrechnung eingesetzte EDV-Auswerteprogramm. 
  
 Im Prüfbericht ist u. a. darzulegen, wie geprüft wurde, ob  die Vorgaben dieser Richt-

linie eingehalten wurden bzw. wie und in welchem Umfang insoweit Fehler korrigiert 
werden mussten sowie ob und aus welchem Grund von der Planung abgewichen 
wurde. Bestehen zwischen den Ergebnissen der Erhebungsperioden nicht nur uner-
hebliche Unterschiede oder weicht das Gesamtergebnis in nicht nur unerheblichem 
Maße von Ergebnissen einer Individualerstattung der Vorjahre ab, ist dies im Prüfbe-
richt  zu erklären.  

  
 Die Zählprotokolle, eine Zusammenfassung der durch die Erhebungen gewonnenen 

Zählergebnisse, der Platzkilometer sowie die detaillierte und im Einzelnen nachprüf-
bare Darstellung der Hochrechnung und der Varianzberechnung sind jedem Prüfbe-
richt beizufügen. 

  
3.2 Erhebungen 
  
3.2.1 Erhebungsperioden 
  
 Für die Verkehrszählung werden folgende Erhebungsperioden vorgegeben: 
  
 a) Winterperiode:  
  
 die ersten drei vollständigen Schulwochen nach Aschermittwoch, beginnend 

jeweils mit dem Montag, 
  
 b) Frühjahrsperiode:  
  
 die ersten drei vollständigen Schulwochen nach Ostermontag, beginnend je-

weils mit dem Montag, 
  
 c) Sommerperiode:  
  
 die zweite, dritte und vierte vollständige Ferienwoche der Sommerferien, 
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 d) Herbstperiode:  
  
 die ersten drei vollständigen Schulwochen im November. 
  
 Vollständige Schulwochen sind solche, in denen von Montag bis Freitag kein unter-

richtsfreier Tag enthalten ist. Fällt ein Feiertag auf einen Werktag (Montag bis 
Samstag) oder in den Erhebungsperioden Winter, Frühjahr und Herbst ein unter-
richtsfreier Tag auf die Wochentage Montag bis Freitag, scheidet diese Woche als 
Zählwoche aus. An ihre Stelle tritt in den Erhebungsperioden Winter, Frühjahr und 
Herbst die nächste vollständige Schulwoche, in der Erhebungsperiode Sommer die 
nächste Woche ohne Feiertag an einem Werktag. 

  
 Die Zählperioden werden durch die Erstattungsbehörde für das jeweils kommende 

Jahr ermittelt und a u f  i h r e r  H o m e p a g e  b i s  z u m  3 1 . 0 1 .  
e i n e s  J a h r e s  bekannt gegeben. Abweichende Zeiträume bedürfen der 
vorherigen Zustimmung durch die Erstattungsbehörde. 

  
3.2.2 Erhebungsverfahren und -arten 
  
 Die Verkehrszählung kann nach den Vorgaben dieser Richtlinie in Form einer 
  
 - eingeschränkten Vollerhebung oder 
  
 - einer Stichprobenerhebung  
  
 durchgeführt werden, wobei die Stichprobenerhebung entweder 
  
 - als Linienerhebung  oder 
  
 - als Querschnittserhebung  
  
 möglich ist. 
  
 Das Unternehmen hat sich vor Beginn der ersten Erhebungsperiode für nur eine Art 

der Erhebung zu entscheiden und diese mit der Anzeige einer beabsichtigten Indi-
vidualerstattung  der Erstattungsbehörde mitzuteilen. Soweit aus betrieblichen Grün-
den erforderlich, kann die Erstattungsbehörde auf Antrag zulassen, auf unterschied-
lichen Linien verschiedene der drei möglichen Erhebungsarten — für jede Linie je-
doch jeweils nur eine — anzuwenden. 

  
 Von der gesonderten Genehmigungspflicht für unterschiedliche Erhebungsarten sind 

Erhebungen im Bedarfsverkehr ausgenommen, sofern diese in Form der einge-
schränkten Vollerhebung durchgeführt werden. 

  
 Ein Wechsel der einmal gewählten Erhebungsverfahren während der vier Erhe-

bungsperioden eines Kalenderjahres ist unzulässig. 
  
3.3 Erhebungsdurchführung 
  
3.3.1 Zu erfassende Personen 
  
 In jeder Erhebungsfahrt werden unabhängig vom Erhebungsverfahren die zu erfas-

senden Personen ab vollendetem sechstem Lebensjahr dahingehend überprüft, ob 
sie die Voraussetzungen für die unentgeltliche Beförderung nach § 228 SGB IX 
durch einen gültigen Schwerbehindertenausweis und ein Beiblatt mit gültiger Wert-
marke nachweisen können (unentgeltlich beförderte Fahrgäste) oder nicht (sonstige 
Fahrgäste). 

  
 Als unentgeltlich beförderter Fahrgast gilt nach § 228 Abs. 6Nr. 1 SGB IX auch ma-

ximal eine anwesende Begleitperson des schwerbehinderten Menschen, sofern die 
Berechtigung zur Mitnahme einer Begleitperson nachgewiesen und dies im Aus-
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weis des schwerbehinderten Menschen eingetragen ist (Merkzeichen B). 
  
3.3.1.1 Ein- und Ausfahrt in das bzw. aus dem Nachweisgebiet 
  
 Bei der eingeschränkten Vollerhebung sowie bei der Linienerhebung sind auf Fahr-

ten, die in das Nachweisgebiet  einfahren, sowohl die Fahrgäste zu erfassen, die 
sich an der Nachweisgrenze im Verkehrsmittel befinden, als auch die Fahrgäste, 
die im weiteren Fahrtverlauf innerhalb des Nachweisgebietes einsteigen. Auf Fahr-
ten, die aus dem Nachweisgebiet ausfahren, sind nur die bis zur Nachweisgrenze 
einsteigenden Fahrgäste zu erfassen. 

  
3.3.1.2 Fahrtabschnitte (Linienwechselfahrten) 
  
 Bei Fahrten, die abschnittsweise verschiedenen Linien zugeordnet sind und nicht 

nach den Vorgaben dieser Richtlinie mit anderen Fahrtabschnitten zusammengelegt 
werden müssen, sind die einzelnen Fahrtabschnitte als eigenständige Linienfahrten 
den Linien zuzuordnen, für die sie durchgeführt werden. Wird eine solche Linien-
fahrt in der eingeschränkten Vollerhebung oder der Linienerhebung erhoben, so 
sind auf dem betreffenden Fahrtabschnitt alle einsteigenden Fahrgäste zu erfassen. 
Die an der Haltestelle des Linienwechsels sich bereits im Verkehrsmittel befinden-
den Fahrgäste werden nicht erfasst. 

  
3.3.1.3 Ringlinie 
  
 Für jede Ringlinie ist vor Beginn der Erhebung die Starthaltestelle festzulegen. In der 

eingeschränkten Vollerhebung sowie der Linienerhebung werden an allen Halte-
stellen des folgenden vollen Linienumlaufs alle einsteigenden Fahrgäste in die Er-
hebung einbezogen. Die sich an der Starthaltestelle des Linienumlaufs bereits im 
Verkehrsmittel befindenden Fahrgäste werden nicht erfasst. 

  
3.3.2 Zählprotokoll 
  
 Sorgfältig ausgefüllte Zählprotokolle bilden eine der wichtigsten Grundlagen für die 

Berechnung des Schwerbehindertenquotienten und damit für den Erstattungsan-
spruch des Unternehmers.  
 
Für jede durchgeführte Erhebung muss von jeder Zählkraft ein Zählprotokoll ange-
fertigt und das Zählergebnis in die Auswertung einbezogen werden.  

  
 Im Zeitraum der Erhebungsperiode dürfen keine Erhebungen durchgeführt werden, 

die nicht durch ein Zählprotokoll dokumentiert und zur Auswertung herangezogen 
werden. 

  
 Das Protokoll muss folgende Angaben enthalten: 
  
 a) Unternehmen, 
  
 b) Erhebungsperiode, 
  
 c) Erhebungsart, 
  
 d) Bezeichnung der Linie, 
  
 e) Name der Zählkraft (in Druckschrift), Anzahl der Zählkräfte (je Fahrt) 
  
 f) Erhebungsdatum, 
  
 g) Tagestyp (Montag bis Freitag, Samstag, Sonntag), 
  
 h) Fahrtnummer (sofern vorhanden ), 
  
 i) Fahrtbeginn (Uhrzeit) der Linienfahrt, 
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 j) Fahrtende (Uhrzeit) der Linienfahrt, 
  
 k) Stundenzuordnung, 
  
 l) Fahrtrichtung, 
  
 m) Wageneinheit, 
  
 n) Anfangs-/ erste Zählhaltestelle je Linie bzw. Querschnitt, 

  
 o) End- / letzte Zählhaltestelle je Linie bzw. Querschnitt, 
  
 p) Zählbeginn (Uhrzeit), 
  
 q) Anzahl der unentgeltlich beförderten Fahrgäste gemäß § 228 Abs. 1 und 6 

SGB IX (schwerbehinderte Menschen und deren anwesende freifahrtberech-
tigte Begleitpersonen), 

  
 r) Anzahl der sonstigen Fahrgäste ab Vollendung des sechsten Lebensjahres, 
  
 s) Versicherung der Zählkraft über die ordnungsgemäße Erfassung der Zählwer-

te, 
  
 t) Unterschrift der Zählkraft. 
  
 Es sind die von der Erstattungsbehörde vorgegebenen Zählprotokoll-Vordrucke zu 

verwenden. 
  
 Ein auf dem Zählprotokoll notiertes Zähldatum gilt in dieser Erhebung – abwei-

chend von der Angabe für einen Kalendertag – von 3 Uhr bis 3 Uhr des folgenden 
Tages. Dieses gilt sinngemäß auch für die Zuordnung zu einem Wochentag und 
einem Tagestyp und damit auch für die Zuordnung einer Zählung in der Hochrech-
nung. 

  
 Sämtliche Eintragungen eines Protokolls sind von der Zählkraft mit demselben 

Schreibgerät (Tintenfüller bzw. Kugelschreiber) vorzunehmen. Bleistifteintragungen 
sind unzulässig. Die Felder der Summenzahlen der unentgeltlich beförderten und 
sonstigen Fahrgäste sind von der Zählkraft unmittelbar nach Beendigung der 
Fahrt auszufüllen, wobei Leerstellen mit eindeutigen horizontalen Querstrichen 
zu belegen sind. Die Richtigkeit der Eintragungen ist von der Zählkraft sofort 
durch Unterschrift zu bestätigen. Auch jede Korrektur auf dem Protokoll ist durch 
Unterschrift der Zählkraft zu bestätigen. Die Verwendung von Korrekturflüssigkeit 
und Korrekturstiften ist unzulässig. 

  
3.3.3 Anzahl der Zählkräfte 
  
 Bei jeder Erhebungsart ist die Anzahl der Zählkräfte so zu bemessen, dass 

die Erfassung aller Fahrgäste gewährleistet ist. 
  
3.3.4 Zählung durch das Fahrpersonal 
  
 Eine Zählung durch das Fahrpersonal ist grundsätzlich nicht zulässig.  Die Erstat-

tungsbehörde kann - solange dem nicht eine nach § 231 Abs. 5 S. 2 SGB IX ergan-
gene Verordnung entgegensteht –  auf Antrag Ausnahmen zulassen, wenn das 
Fahrzeug über nicht mehr als 16 Sitzplätze verfügt. 

  
3.3.5 Von mehreren Zählkräften gemeinsam erhobene Fahrten 
  
 Wird eine Fahrt von mehreren Zählkräften gemeinsam erhoben, so sind die ent-

sprechenden Zählprotokolle zusammenzuheften und die Einzelzählergebnisse für 
die Hochrechnung zu einem Gesamtergebnis aufzuaddieren. Es ist ausdrücklich zu 
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bestätigen, dass Doppelzählungen ausgeschlossen worden sind.  
  
3.3.6 Information des Zählpersonals 
  
 Jede Zählkraft hat durch Unterschrift den Empfang sowie die Kenntnisnahme eines 

von der Erstattungsbehörde vorgegebenen Informations- und Belehrungsbogens zu 
bestätigen, in dem sie über ihre Pflichten, die Bedeutung ihrer Tätigkeit und die 
rechtlichen Konsequenzen bei Verstößen aufgeklärt wird. Die unterzeichneten Emp-
fangsbestätigungen sind vom Unternehmer mit dem Antrag der Erstattungsbehörde 
vorzulegen. 

  
3.3.7 Ausfall einer Erhebung 
  
 Kann eine vorgesehene Erhebung nicht ordnungsgemäß durchgeführt werden, so ist 

die Erhebung auf dieser Fahrt abzubrechen und der Abbruchgrund auf dem Zähl-
protokoll zu notieren. 

  
 Eine nicht ordnungsgemäß erhobene Fahrt muss, sofern vom Fahrplan her möglich, 

innerhalb der Erhebungsperiode möglichst an einem gleichen Wochentag neu er-
hoben werden. Kann die vorgesehene Erhebungsfahrt innerhalb der Erhebungsperi-
ode nicht mehr neu erhoben werden, so ist nach Maßgabe der Vorgaben dieser 
Richtlinie über die Fahrtenauswahl eine andere Fahrt zur Erhebung auszuwählen. 
Wird keine Erhebung durchgeführt, so sind die fehlenden Zählwerte nach den Vor-
gaben dieser Richtlinie über die Schätzung von Zählwerten zu ermitteln. 

  
 Eine Schätzung durch Zählkräfte ist unzulässig.  

 
Der Ausfall einer Erhebungsfahrt und deren Verschiebung ist der Erstattungsbehör-
de unter Angabe der Gründe unverzüglich mitzuteilen. 

  
3.3.8 Schätzung von Zählwerten 
  
 Ist der nach dieser Richtlinie vorgegebene minimale Erhebungsumfang nicht einge-

halten, so sind die fehlenden Zählwerte für die „sonstigen Fahrgäste ab vollendetem 
sechsten Lebensjahr“ realistisch zu schätzen. Für die fehlenden Werte der „gemäß 
SGB IX freifahrtberechtigten Fahrgäste“ ist grundsätzlich der Wert Null anzugeben. 

  
 Die Anzahl der für die „sonstigen Fahrgäste ab vollendetem sechsten Lebensjahr“ 

geschätzten Zählwerte ist im Testat anzugeben. 
  
3.3.9 Aufbewahrungsfrist für die Zählunterlagen 
  
 Der Unternehmer ist verpflichtet, die vollständigen Unterlagen über die Verkehrszäh-

lung bis zum Ablauf von fünf Jahren nach Eintritt der Bestandskraft des für das 
betreffende Kalenderjahr erteilten Erstattungsbescheides aufzubewahren und der 
Erstattungsbehörde auf Verlangen vorzulegen. 

  
3.3.10 Jährlichkeit 
  
 Zählungen aus Vorjahren können in Folgejahren bei der Bemessung eines individu-

ellen Prozentsatzes nicht anerkannt werden. Für jedes Jahr, in dem eine Individua-
lerstattung beantragt wird, ist eine Zählung vorzunehmen.  

  
4. Eingeschränkte Vollerhebung 
  
4.1 Art und Weise der Erhebung 
  
 Auf Linien, auf denen das Erhebungsverfahren der eingeschränkten Vollerhebung 

zur Anwendung kommt, wird jede Linienfahrt jedes Wochentages mindestens 
einmal innerhalb der Erhebungsperiode erfasst. In jeder zu erhebenden Linienfahrt 
werden alle beförderten Fahrgäste ab vollendetem sechsten Lebensjahr im gesam-
ten Verkehrsmittel — bei mehreren Wagen also in allen Wageneinheiten — gezählt. 
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4.2 Mehrfacherfassung 
  
 Wird eine Linienfahrt mehrfach erfasst, z. B. in der ersten, zweiten und dritten Zähl-

woche, so ist  sowohl für die Anzahl der Freifahrtberechtigten nach § 228  SGB IX 
als auch für die der sonstigen Fahrgäste jeweils der arithmetische Mittelwert der 
entsprechenden Zählwerte einzusetzen. Der Umfang dieser auf die drei Zählwo-
chen je Erhebungsperiode verteilten Erhebung entspricht somit dem Fahrgastauf-
kommen einer gesamten Woche. 

  
4.3 Unterschiedliches Fahrtenangebot 
  
 Ist das Fahrtenangebot in den einzelnen Erhebungswochen unterschiedlich, so sind 

sämtliche Erhebungen in der zweiten Woche der jeweiligen Erhebungsperiode 
durchzuführen. Erhebungen, die in dieser Woche nicht durchgeführt werden konn-
ten, sind in der dritten Woche der jeweiligen Erhebungsperiode nachzuholen. 

  
4.4 Hochrechnung 
  
 Als Prozentsatz i. S. des § 231Abs. 5 SGB IX für das Kalenderjahr gilt das Verhältnis 

der Gesamtzahl aller in den vier Erhebungsperioden erfassten Freifahrtberechtigten 
nach § 228 SGB IX zur Gesamtzahl aller in den vier Erhebungsperioden erfassten 
sonstigen Fahrgäste. Die z u g r u n d e z u l e g e n d e n  Berechnungsformeln 
sind der Richtlinie in der Anlage beigefügt. 

  
5. Stichprobenerhebung 
  
5.1 Grundlagen der Stichprobenerhebung 
  
5.1.1 Allgemeines 
  
 Die Stichprobenerhebung ist 
  
 - als Linienerhebung oder 
  
 - als Querschnittserhebung   
 möglich. 
  
 Zwischen den Erhebungsverfahren bestehen Unterschiede hinsichtlich 
  
 - der Zahl der je Wochenzeitschicht und Linie auszuwählenden Linienfahrten 

sowie 
  
 - der Auswahl der zu kontrollierenden Fahrgäste 
  
 und demzufolge auch hinsichtlich der Berechnung des Prozentsatzes; Einzelheiten 

ergeben sich aus den Berechnungsformeln, die dieser Richtlinie in der Anlage beige-
fügt sind. 

  
 Die Auswahl der einzelnen in die Erhebung einzubeziehenden Linienfahrten erfolgt 

zeitlich und räumlich geschichtet, d. h. getrennt nach den in dieser Richtlinie vor-
gegebenen Wochenzeitschichten. Es sind in jeder der vier Erhebungsperioden auf 
jeder Linie in jeder Wochenzeitschicht Erhebungen durchzuführen. 

  
 In der Stichprobenerhebung werden die zu erfassenden Fahrgäste auf den auszu-

wählenden Linienfahrten in jeweils nur einer Wageneinheit gezählt. Setzt sich das 
Verkehrsmittel aus mehreren Wageneinheiten zusammen, so wird die zu erheben-
de Wageneinheit zufällig bestimmt. 

  
5.1.2 Wochentagstypen, Wochenzeitschichten 
  
 Für die Verkehrszählung ist nach folgenden Wochentagstypen zu unterscheiden: 



�

�

�

�,��

  
 a) Montag bis Freitag, 
  
 b) Samstag, 
  
 c) Sonntag. 
  
 In jeder der vier Erhebungsperioden ist jede Linie an jedem Wochentagstyp und in 

jeder der nachfolgend festgelegten Tageszeitschichten zu erfassen. 
  
 Durch die Festlegung bestimmter Tageszeitschichten je Wochentagstyp werden 

folgende acht Wochenzeitschichten vorgegeben: 
  
 a) montags bis freitags die Zeiträume von 5.00 bis 9.00 Uhr, 9.00 bis 12.00 Uhr, 

12.00 bis 15.00 Uhr, 15.00 bis 20.00 Uhr und von 20.00 bis Betriebsende, 
längstens bis 1.00 Uhr des folgenden Tages, 

  
 b) samstags die Zeiträume von 5.00 bis 16.00 Uhr und von 16.00 bis B e -

t r i e b s e n d e ,  l ä n g s t e n s  b i s  1.00 Uhr des folgenden Tages, 
  
 c) sonntags der Zeitraum von 5.00 bis Betriebsende, längstens bis 1.00 Uhr des 

folgenden Tages. 
  
 Jede Linienfahrt ist der Stunde zuzuordnen, in der innerhalb des Nachweisgebietes 

ihr überwiegender zeitmäßiger Fahrtanteil liegt. 
  
 Sind die Zeitanteile gleich groß, so ist die Linienfahrt der früheren Stunde zuzuord-

nen. Erstreckt sich die Linie über mehrere Stunden, so ist sie derjenigen Stunde 
zuzuordnen, in der der zeitliche Mittelpunkt der Fahrt liegt. 

  
 Die Zuordnung einer Linienfahrt zu einer Stunde entscheidet über die Zuordnung der 

Linienfahrt zu einer Wochenzeitschicht. 
  
5.1.3 Grundgesamtheit (Angebotsdaten) 
  
 Die für die Erhebungsfahrtenauswahl und für die Hochrechnung zu bildende Grund-

gesamtheit muss sämtliche nachweispflichtigen Fahrten enthalten. In die Grundge-
samtheit darf keine Fahrt bzw. kein Fahrtabschnitt mehrfach aufgenommen werden. 
Insbesondere sind die im Fahrplan mehrfach veröffentlichten Fahrten oder Fahrtab-
schnitte (Veröffentlichung zur Fahrgastinformation) ausschließlich für die Linie oder 
die Richtung aufzunehmen, für die sie durchgeführt werden (Stammlinie oder 
Stammrichtung). 

  
5.1.4 Fahrtenauswahl 
  
 In jeder Erhebungsperiode ist auf jeder Linie in jeder Wochenzeitschicht aus der 

Grundgesamtheit der Linienfahrten eine Mindestanzahl von Linienfahrten unter 
Beachtung der in dieser  Gliederungsnummer genannten Bestimmungen zufällig 
auszuwählen. 

  
 Die minimale Zahl auszuwählender Linienfahrten je Erhebungsperiode, Linie und 

Wochenzeitschicht ist nach den Vorgaben dieser Richtlinie zu berechnen. 
  
 In den verschiedenen Erhebungsperioden sind, sofern vom Angebot her möglich, je 

Linie und Wochenzeitschicht Linienfahrten mit unterschiedlicher zeitlicher Fahrplan-
lage so auszuwählen, dass die Erhebungsfahrten jeder Linie und Wochenzeit-
schicht über alle Erhebungsperioden hinweg möglichst gleichmäßig über den Zeit-
bereich der Wochenzeitschicht verteilt sind. 

 Dies gilt auch, wenn über den Mindestauswahlsatz hinaus Erhebungen stattfinden 
sollen. 
 

 Erhebungsfahrten für den Wochentagstyp „Montag bis Freitag“ müssen über alle 
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Erhebungsperioden hinweg auf jeder Linie in jeder Wochenzeitschicht möglichst 
gleichmäßig über die Wochentage (Montag bis Freitag) verteilt werden. 

  
 Muss eine in einer vergangenen Erhebungsperiode schon erhobene Linienfahrt 

mangels fehlender Wahlmöglichkeiten nochmals erhoben werden, so ist die Wahl 
des Wochentages auf die Wochentage zu beschränken, an denen die Fahrt bisher 
noch nicht erhoben wurde. Nur wenn keine Wahlmöglichkeit mehr besteht, darf die 
gleiche Fahrt am gleichen Wochentag nochmals erhoben werden. 

  
 Für jede zu erhebende Linienfahrt kann die Erhebungswoche innerhalb der Erhe-

bungsperiode beliebig gewählt werden. 
  
5.2 Linienerhebung 
  
5.2.1 Art und Weise der Erhebung 
  
 Bei der Linienerhebung werden in der zufällig bestimmten Wageneinheit jeder aus-

gewählten Linienfahrt alle Einsteiger ab vollendetem sechsten Lebensjahr auf der 
gesamten Fahrt überprüft. 

  
5.2.2 Minimale Anzahl zu erhebender Linienfahrten  
  
 Die in einer bestimmten Erhebungsperiode zu erhebenden Linienfahrten sind je 

Linie und Wochenzeitschicht in zwei Schritten auszuwählen (die nachfolgenden 
Ausführungen nehmen Bezug auf die Berechnungsformeln, die der Richtlinie in der 
Anlage beigefügt sind): 

  
 Die Anzahl wlij der im ersten Schritt in der Erhebungsperiode i je Linie l und Wo-

chenzeitschicht j auszuwählenden Linienfahrten bestimmt sich nach dem Produkt 
aus dem Auswahlsatz f und der Gesamtzahl Wlij aller Fahrten je Linie und Wo-
chenzeitschicht in der Erhebungsperiode: 

  

 wlij = f ⋅Wlij 
 

  
 Der Auswahlsatz f beträgt mindestens 0,5 v. H. (f = 0,005). Der sich ergebende 

Restwert wird auf die nächste ganze Zahl aufgerundet. 
  
 Im zweiten Schritt sind in jeder Wochenzeitschicht, sofern vorhanden, aus dem Ver-

stärkerfahrtenangebot Fahrten auszuwählen. Die Anzahl wij der in die Linienerhe-
bung einzubeziehenden Verstärkerfahrten in der Erhebungsperiode i innerhalb der 
Wochenzeitschicht j bestimmt sich nach dem Produkt aus dem Auswahlsatz f und 
der Gesamtheit Wij der Verstärkerfahrten, für deren Stammlinien eine Linienerhe-
bung durchgeführt wird, in der jeweiligen Erhebungsperiode und Wochenzeit-
schicht: 

  

 wij = f ⋅Wij . 
 

  
 Der Auswahlsatz f beträgt mindestens 0,5 v. H. (f = 0,005). Der sich ergebende 

Restwert wird auf die nächste ganze Zahl aufgerundet. Die gemäß den Vorgaben 
dieser Richtlinie ausgewählten Verstärkerfahrten sind der jeweiligen Stammlinie 
zuzuordnen. 

  
 Je Erhebungsperiode sind auf jeder Linie in jeder Wochenzeitschicht mindestens 

zwei Linienfahrten zu erfassen. Das gilt auch für Linien, die nicht täglich verkehren.  
  
 Zusätzliche Erhebungen sind auf den verschiedenen Linien und Wochenzeitschich-

ten möglich. Erhebungen über den Mindestauswahlsatz müssen, sofern es das 
Angebot hergibt, gleichmäßig auf allen Linien erfolgen und dürfen nicht auf einzelne 
Linien beschränkt werden. 

  
 Werden in einer Erhebungsperiode auf einer Linie in einer Wochenzeitschicht aus-
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schließlich Verstärkerfahrten durchgeführt, so sind diese in jedem Fall zu erfassen. 
  
 Die zu erfassenden Linienfahrten sind je Linie und Wochenzeitschicht proportional 

zum Angebot auf Richtung und Gegenrichtung aufzuteilen. Es ist jedoch, sofern 
vom Angebot her möglich, in jeder Fahrtrichtung mindestens eine Linienfahrt zu 
erheben. 

  
 Wird in einer Wochenzeitschicht in der gesamten Erhebungsperiode nur eine Fahrt 

durchgeführt (d. h.: Wlij = 1), so ist lediglich diese Fahrt zu erfassen. In der Hoch-
rechnung ist für diese Linie und die entsprechende Wochenzeitschicht die Varianz 
auf Null zu setzen. 

  
5.2.3 Hochrechnung 
  
 Als Prozentsatz i. S. des § 231 Abs. 5 SGB IX gilt der mit einer statistischen Sicher-

heit von 95 v. H. abgesicherte Mindestwert für das Verhältnis der Zahl der unentgelt-
lich beförderten zu der Zahl der sonstigen Fahrgäste (Schwerbehindertenquotient). 
Die hierfür erforderlichen Berechnungen aus den Ergebnissen der Linienerhebung 
sind nach den Berechnungsvorgaben durchzuführen, die dieser Richtlinie in der 
Anlage beigefügt sind. 

  
 In die Berechnung des Prozentsatzes müssen die Ergebnisse aller Erhebungen 

einbezogen werden. Dies gilt auch für die Erhebungen mit unbefriedigenden Er-
gebnissen. 

  
5.3 Querschnittserhebung 
  
5.3.1 Art und Weise der Erhebung 
  
 Bei der Querschnittserhebung werden alle Fahrgäste ab dem vollendeten sechsten 

Lebensjahr in der zufällig bestimmten Wageneinheit auf einer Linienfahrt in lediglich 
einem ausgewählten Linienabschnitt, der durch zwei unmittelbar aufeinander fol-
gende Haltestellen begrenzt ist, überprüft. Kann die Erhebung in diesem Abschnitt 
nicht vollständig durchgeführt werden, so ist sie möglichst im nächsten Linienab-
schnitt zu beenden. 

  
5.3.2 Eingeschränkte Zulässigkeit der Querschnittserhebung  
  
 Querschnittserhebungen dürfen nur dann durchgeführt werden, 
  
 - wenn die Durchführung einer Linienerhebung oder einer eingeschränkten 

Vollerhebung nur mithilfe eines unverhältnismäßig hohen Einsatzes an 
Zählkräften möglich ist, 

  
 - wenn sämtliche Fahrten einer Linie in Richtung und Gegenrichtung jeweils 

haltestellengenau denselben Fahrweg bedienen.  
 
Ist dies nicht erfüllt, so muss die Linie in allen Perioden gleichartig so weit in 
gesonderte Linien geteilt werden, bis diese Bedingung auf den neu gebilde-
ten Linien, auf denen die Querschnittserhebung durchgeführt werden soll, er-
füllt ist. Auf den neu gebildeten Linien, auf denen keine Querschnittserhe-
bung durchgeführt werden soll, kann die Linienerhebung oder die einge-
schränkte Vollerhebung durchgeführt werden. 

  
5.3.3 Fahrtenauswahl 
  
 Die Anzahl und die Auswahl der für die Querschnittserhebung erforderlichen Fahrten 

bestimmen sich nach den Vorgaben dieser Richtlinie über die minimale Anzahl zu 
erhebender Linienfahrten (Nummer 5.2.2). Dieses gilt auch für die Auswahl von Ver-
stärkerfahrten der Linien, auf denen die Querschnittserhebung angewandt wird. 

  
 Abweichend von den Vorgaben dieser Richtlinie über die minimale Anzahl zu erhe-
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bender Linienfahrten (Nummer 5.2.2) beträgt der Auswahlsatz f jedoch mindestens 
1 v. H. (f = 0,010). 

  
5.3.4 Linienabschnitte 
  
 Bei den zu erhebenden Linienfahrten in einer Wochenzeitschicht sind die Anfangs-

haltestellen der Linienabschnitte, auf denen gezählt wird, möglichst gleichmäßig 
über die ganze Linie zu verteilen. 
 
Hierzu dient eine systematische Auswahl in gleich großen Schritten. Bei S Linien-
abschnitten einer Linie und Richtung sowie w ausgewählten Linienfahrten in dieser 
Richtung in der betreffenden Zeitschicht ist die Anfangshaltestelle des ersten Li-
nienabschnitts durch a bestimmt. Die Anfangshaltestellen der weiteren zu erheben-
den Linienabschnitte sind jeweils im Abstand r zueinander auszuwählen, wobei gilt: 
 
r = [S/wlij] 
 

�

      
a =  [ 

 
S – r • (wlij – 1) 
           2  

] 
 
Die errechneten Werte für r und a sind jeweils auf die nächste ganze Zahl nach 
unten abzurunden. 
 
Die Zuordnung der so ermittelten zu erfassenden Linienabschnitte zu den ausge-
wählten Linienfahrten je Wochenzeitschicht ist beliebig. 

  
5.3.5 Hochrechnung 
  
 Als Prozentsatz i. S. des § 231 Abs. 5 SGB IX gilt die untere 95-Prozent-Grenze des 

Schwerbehindertenquotienten (SBQ95). Die hierfür erforderlichen Berechnungen aus 
den Ergebnissen der Querschnittserhebung sind nach den Vorgaben für die Be-
rechnungen durchzuführen, die dieser Richtlinie in der Anlage beigefügt sind. 

  
 In die Berechnung des Prozentsatzes müssen die Ergebnisse aller Erhebungen 

einbezogen werden. Dies gilt auch für die Erhebungen mit für den Unternehmer 
unbefriedigenden Ergebnissen. 

  
6. Rundungsvorschrift 
  
 Jeder Rechenschritt zur Berechnung des SBQ ist mit einer relativen Genauigkeit 

von 15 Stellen auszuführen. Diese Stellenzahl bezieht sich auf die gesamte Zahl 
einschließlich der Stellen nach dem Komma. Zwischenrundungen dürfen nicht vor-
genommen werden. 

  
7. Anwendung verschiedener Erhebungsverfahren auf unterschiedlichen Linien 

  
 Werden nach den Vorgaben dieser Richtlinie über die Erhebungsverfahren und -

arten mindestens zwei der genannten drei Erhebungsverfahren auf unterschiedliche 
Linien angewandt, so gilt auch hier die untere 95- Prozent-Grenze des Schwerbe-
hindertenquotienten (SBQ95 ) als Prozentsatz i. S. des § 231 Abs. 5 SGB IX. Die 
hierfür erforderlichen Berechnungen aus den Erhebungsergebnissen sind nach den 
Vorgaben für die Berechnungsverfahren  durchzuführen, die dieser Richtlinie in der 
Anlage beigefügt sind. 

  
8. Prüfungsrecht und Folgen mangelnder Erfüllung von Nachweispflichten 
  
 Die Erstattungsbehörde hat bezüglich der Zählunterlagen ein umfassendes Aus-

kunfts- und Prüfungsrecht (§ 233 Abs. 8 Satz 1 SGB IX i. V. m. §§ 24, 26 des Bre-
mischen Verwaltungsverfahrensgesetzes).  

� �



�

�

�

�0��

� 2�
������
�����34���
��
�
��������5�
�	���
�
&���������
	
����������
�����������

������"���
 � 
� �

 Prüfbericht und Testat sind von der Erstattungsbehörde auf die Vereinbarkeit mit 
den Vorgaben der Richtlinie zu prüfen. Werfen die vom Unternehmen eingereichten 
Unterlagen Fragen auf, hat die Erstattungsbehörde weiterreichende Ermittlungen 
anzustellen. 

  
 Weisen die vom Unternehmen eingereichten Unterlagen (insbesondere Prüfbericht 

und Zählprotokolle) in nicht nur unerheblichem Maß Fehler oder Mängel auf oder 
hat die Erstattungsbehörde bei Kontrollen Verstöße gegen die Festlegungen zur 
Erhebung nach dieser Richtlinie f e s t g e s t e l l t ,  s o  i s t  das 
Ergebnis der Verkehrszählung nicht als Nachweis für die Individualerstattung ge-
mäß § 231 Abs. 5 SGB IX anzuerkennen . 

  
 Der Unternehmer erhält in diesem Fall für das entsprechende Jahr die Fahrgelder-

stattung in Höhe des Prozentsatzes nach § 231 Abs. 4 SGB IX als Pauschalerstat-
tung.  

  
 Eine Entscheidung hierzu ergeht nach Anhörung des Unternehmers schriftlich durch 

die Erstattungsbehörde. 
  
9. Zusammenarbeit mit den nach dem Verkehrsrecht zuständigen Genehmi-

gungsbehörden 
  
 Die Erstattungsbehörde stellt im Kontakt mit den zuständigen Stellen sicher, dass 

die Angaben der Verkehrsunternehmen hinsichtlich der Strecken, insbesondere 
soweit sie einer Konzessionsvergabe unterliegen, den Tatsachen entsprechen. 

  
10. Schlussbestimmungen 
  
 Diese Richtlinie tritt am 01.01.2019  in Kraft. 
  
 Die Richtlinie vom 01.01.2011  wird aufgehoben. 
  
 Für Erstattungsverfahren, die sich auf Jahre vor 2019 beziehen, ist die Richtlinie 

vom 0 1 . 0 1 . 2 0 1 1   weiter anzuwenden. 
 






























